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1 Veranlassung, Ziele 

Pohlheim besitzt als zweitgrößte Kommune im Landkreis Gießen eine wichtige Funktion auch 

als Wohnstandort, weist aber seit geraumer Zeit einen erheblichen Nachfrageüberhang an 

Wohnbauland auf. Aktuell besteht kein Angebot an entsprechenden Flächen für bezahlbaren 

Wohnraum wie auch zur Eigentumsbildung.  

Dies steht in seiner Gesamtheit in ausgeprägtem Gegensatz zur Lage des Plangebiets in einem 

Raum mit hoher Attraktivität für die Befriedigung der Grunddaseinsfunktionen Arbeiten, Woh-

nen, Gemeinschaftsleben und deren spezifischen Raumansprüche sowie der positiven Bevöl-

kerungsentwicklung und der sehr guten infrastrukturellen Anbindung. 

Frühzeitige Standortentscheidungen zu einer mit den wesentlichen Belangen abgestimmten 

Siedlungsentwicklung von Pohlheim konnten bislang noch nicht in dem erforderlichen Umfang 

umgesetzt werden. Die Ausfüllung der Beschlüsse parlamentarischer Gremien, dass Bauland 

nur dann auszuweisen ist, wenn jeweils alle Flächen des Gebiets in städtischem Besitz sind, 

ließ bereits eingeleitete Planungen für gut ein Jahrzehnt ruhen.  

Diese Voraussetzungen für eine Umsetzung der Planvorstellungen sind für das vorliegende 

Gebiet inzwischen jedoch vollständig erfüllt. So können nunmehr seinerzeitige Überlegungen 

und Vorstellungen aktualisiert und eine beschlossene aber nicht rechtskräftig gewordene Bau-

leitplanung neu aufgestellt und unter anderem auch an neue rechtliche Rahmenbedingungen 

angepasst werden. 

Aus dieser Entwicklung abgeleitet ist das vorrangige städtebauliche Ziel, der stetigen Nach-

frage nach Wohnraum in Pohlheim gerecht zu werden und den Wohnstandort zu stärken. Im 

Vorlauf sind dementsprechend zuerst mögliche Innenentwicklungspotenziale überprüft wor-

den. Dabei hat sich gezeigt, dass Maßnahmen zur Innenentwicklung alleine nicht zur Bedarfs-

deckung von Mieter- oder auch von Eigentümerhaushalten ausreichen, weswegen es der Aus-

weisung neuer Wohnbauflächen bedarf. 

Dabei handelt es sich vorliegend auch nicht um ein singuläres Vorhaben, sondern um einen 

wesentlichen Teil des langfristigen Gesamtkonzeptes für die Entwicklung der Stadt mit der 

räumlichen Schwerpunktbildung in den nördlichen drei Stadtteilen Watzenborn-Steinberg, Gar-

benteich und Hausen. 

Potenziell mögliche Siedlungsflächen sollen sukzessive entwickelt werden, die Verfügbarkeit 

von Flächen ist dringlich herzustellen. Dies wird belegt durch die fast tägliche Nachfrage nach 

Baugrundstücken und die aktuelle Zahl von rund 600 Bauinteressenten. 

Die vorliegende Planung soll daher einen Beitrag dazu leisten, der bestehenden Nachfrage 

nach Wohnbaugrundstücken durch ein ausreichendes Flächenangebot Rechnung zu tragen.  

Ziel des Bebauungsplans ist die bauplanungsrechtliche Vorbereitung für die Festsetzung eines 

allgemeinen Wohngebiets nach § 4 BauNVO zur bedarfsgerechten, sukzessiven Entwicklung 

der Bauflächen, eines um nicht störende Nutzungen zu Landesstraße hin ergänzten 
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Mischgebiets und eines entsprechend der angrenzenden Nutzungsprägung festgesetzten dörf-

lichen Wohngebiets zwischen L 3129 und Bahnlinie. 

Des Weiteren sind die infrastrukturellen Erschließungserfordernisse planungsrelevant und fin-

den ihren Niederschlag in den Planungshinweisen zum Um- und Ausbau von Verkehrsflächen 

und der Festsetzung überörtlich und örtlich bedeutender sonstiger Infrastrukturen. Die von 

der Planung betroffenen öffentlichen und privaten Belange sind in diesem Zusammenhang 

einander gegenüberzustellen und untereinander gerecht abzuwägen. 

Der Bebauungsplan soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürf-

nisse der Bevölkerung gewährleisten. Damit soll er auch einen Beitrag zur Sicherung einer 

menschenwürdigen Umwelt und dem Schutz wie auch der Entwicklung der natürlichen Le-

bensgrundlagen leisten. So kann eine zeitgemäße Stadtentwicklung gleichermaßen den Belan-

gen des Klimaschutzes und der Lebensraumgestaltung dienen und damit die in § 1 Abs. 6 

BauGB festgelegten Leitlinien und Belange des Städtebaus ausfüllen. 

Für das Plangebiet sind dabei insbesondere maßgeblich: 

- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse z.B. durch 

Einhaltung der Obergrenzen der Baunutzungsverordnung, der baulichen Beschaffen-

heit von Gebäuden und nicht zuletzt auch der Nutzung von bebauten und von unbe-

bauten Flächen, 

- die Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (besonders Familien mit 

mehreren Kindern), die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung (Grund-

stückszuschnitte und Bodenordnung) und die Sicherung sozial stabiler Bevölkerungs-

strukturen durch Schaffung unterschiedlicher Wohnungen und Wohngebäude entspre-

chend dem Bedarf (an die Bevölkerungs- wie auch die Haushaltsstruktur angepasste 

Entwicklung), 

Weiterhin maßgeblich sind 

- der Schutz des betroffenen Orts- und Landschaftsbildes vor Verunstaltung durch bau-

planungsrechtliche Festsetzungen (Höhe, überbaubare Flächen),  

- die Belange des Umweltschutzes (Naturschutz und Landschaftspflege, Bodenschutz 

und Altlasten, Wasser, Luft, Klima, Tiere), 

- die Nutzung erneuerbarer Energien und die effiziente Nutzung von Energie sowie 

- die Belange des Klimaschutzes, der Landwirtschaft, des Verkehrs und des Hochwasser-

schutzes. 

Aufgrund der gegenwärtigen landwirtschaftlichen Nutzung im planungsrechtlichen Außenbe-

reich ist für die Umsetzung der Planung die Aufstellung eines Bebauungsplans und die teilweise 

Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB mit Durch-

führung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB erforderlich. 

Die Planziele gelten für den vorbereitenden und den verbindlichen Bauleitplan gleichermaßen. 
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Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens sind Stellungnahmen eingegangen, die gegenüber 

dem Vorentwurf des Bebauungsplans mit Änderungen der Planzeichnung und der textlichen 

Festsetzungen sowie auch der Begründung zum Bebauungsplan verbunden sind.  

Die im Verfahren von Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gesammelten Er-

kenntnisse ermöglichten für den vorliegenden Plan die Einarbeitung weitergehender Bestim-

mungen: 

Darstellung einzelner Bauabschnitte zur Realisierung der Bauflächen; 

Umwidmung der geplanten Wohnbaufläche südlich der L 3129 in ein dörfliches Wohngebiet; 

Konkretisierung des Maßes der baulichen Nutzung und Ergänzung um die Festsetzung von 

gebietsspezifischen Traufhöhen und Ergänzung des Bezugspunkts für Höhenfestsetzungen im 

Bereich von Eckgrundstücken; 

differenzierte Darstellung im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen des Zweckverbands 

Mittelhessische Wasserwerke (ZMW), des Eigenbetriebs Wasserwerke Pohlheim (EWP) und 

des Wasserverbands Kleebach (WVK); 

Informelle Darstellung einer Innenaufteilung der geplanten Verkehrsflächen, Kreisverkehrs-

platz, Fahrbahnen, Rechtsabbieger, Fuß-/ Radwege, Brückenbauwerk; 

Ergänzung eines Zugangs- und Zufahrtsverbots entlang der L 3129; 

Festsetzung des gesetzlichen Gewässerrandstreifens; 

Erweiterung des Geltungsbereichs um die Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und zum artenschutzrechtlichen Aus-

gleich mit Festsetzung der Entwicklungsziele für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-

Maßnahmen), Ausgleichsmaßnahmen und Flächen für das Anpflanzen und die Erhaltung von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen. 

Ergänzend hierzu sind die planrelevanten Aussagen der Verkehrsuntersuchung zum Anschluss 

der Bebauung an die L 3129 (Prof. Norbert Fischer-Schlemm, Gießen, Oktober 2021), der 

Schalltechnischen Untersuchungen (Schalltechnisches Büro A. Pfeifer, Ehringshausen, Januar 

2022), dem Umweltbericht mit landschaftspflegerischen Planungsbeitrag (Planungsgemein-

schaft Landschaft Ökologie Naturschutz, Pohlheim, Juni 2022), dem Faunistischen Gutachten 

sowie der Artschutzprüfung (Büro für angewandte Faunistik und Monitoring, Fernwald, April 

2022) und die Vorschläge für die textlichen Festsetzungen bzgl. der Umsetzung des Arten-

schutzes (Regiokonzept Wölfersheim, Mai 2022) in die Bauleitplanung eingeflossen.  

Weiterhin wird der Bebauungsplan hinsichtlich der Infrastrukturplanung in fortlaufender Ab-

stimmung mit dem Büro HSI Ingenieure, Gießen, aufgestellt. 
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2 Räumliche Lage des Geltungsbereichs 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Osten der Ortslage des Stadtteils 

Hausen und unterhalb der Landesstraße L 3129 teilweise auch auf Garbenteicher Gemarkung, 

die Gesamtgröße beträgt knapp 9 ha. Hiervon sollen ca. 4,5 ha als Bauflächen genutzt werden, 

jeweils gut ein Viertel der Gesamtfläche entfällt auf bestehende und geplante Verkehrsflächen 

sowie auf Flächen für die Wasserwirtschaft und für Naturschutz-/Gestaltungsmaßnahmen.  

Der Geltungsbereich wird durch die Regionalachse Gießen – Lich – Hungen im Zuge der L 3129 

und durch die Bahntrasse mit Bahnanlagen der DB Netz AG, auf deren Strecke Gießen-Geln-

hausen die Hessische Landesbahn derzeit lediglich den Personenverkehr durchführt, geteilt.  

Der nördlich der L 3129 gelegene Plangebietsteil wird durch die West-Ost verlaufende Fortset-

zung der Straße „Zur Lutherlinde“ ungefähr halbiert. Die nördliche Hälfte ist vornehmlich von 

landwirtschaftlicher Nutzung geprägt, die zwischen Lutherlinde und Landesstraße durch natur-

schutzrelevante Bereiche unterbrochen wird. In Ergänzung zu den bestehenden Verkehrsflä-

chen setzt sich diese Flächenprägung nach Süden bis an den Lückebach fort. 

Unmittelbar angrenzend an den Geltungsbereich befindet sich nördlich der L 3129 im Westen 

und Norden des Plangebiets die bestehende Ortsbebauung von Hausen, zwischen L 3129 und 

Bahnlinie im Osten die Ortslage von Garbenteich mit den Flächen für dort vorgesehene bauli-

che Erweiterungen. 

Neben der Bebauung wird der Geltungsbereich im Norden von Flächen für landwirtschaftliche 

Nutzung begrenzt und südlich der Bahn von dem Auenbereich des Lückebachs umgeben. 

 

Der Geltungsbereich des Plangebiets inkl. der ergänzten Ausgleichsflächen in der Übersicht 
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3 Übergeordnete Planungen 

3.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 und der Plan-Entwurf 2022 

 

Regionalplan Mittelhessen 2010 

 

Der Regionalplan stellt den geplanten Geltungsbereich als Vorbehaltsgebiet (VBG) für 

Landwirtschaft dar, am östlichen Rand überlagert durch ein VBG für besondere Klimafunk-

tionen. Im südlichen Teil ist kleinteilig ein Vorranggebiet (VRG) Siedlung Bestand (geplan-

tes Dörfliches Wohngebiet) sowie ein VRG für Landwirtschaft und ein VRG Regionaler 

Grünzug ausgewiesen. 

Damit werden das Regenrückhalte- und das Regenüberlaufbecken in einem als VRG für 

Landwirtschaft und als VRG Regionaler Grünzug ausgewiesenen Bereich geplant. In den 

VRG für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Nutzung Vorrang vor entgegenstehen-

den Nutzungsansprüchen (vgl. Ziel 6.3-1 RPM 2010). In den VRG Regionaler Grünzug hat 

die Sicherung und Entwicklung des Freiraums und der Freiraumfunktionen Vorrang vor 

anderen Raumansprüchen. Die Funktionen des VRG dürfen durch die Landschaftsnutzung 

nicht beeinträchtigt werden (vgl. Ziel 6.1.2-1 RPM 2010).  

Mit Blick auf die offene, naturnahe Gestaltung der Einrichtung von Anlagen für die Rück-

haltung von Niederschlagswasser wird die Vorrang-Funktion des Regionalen Grünzugs 

nicht beeinträchtigt werden. Ein Vorrang für die Landwirtschaft ist aufgrund der Flächen-

nutzung bislang nicht erkennbar gewesen. 
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Flächennutzung zwischen Garbenteicher Straße und Lückebach 

 

Diesen Gegebenheiten trägt der Entwurf zur Fortschreibung des Regionalplans auch ent-

sprechend Rechnung. Hier ist der landwirtschaftliche Vorrang nicht mehr enthalten, und 

südlich der Bahnlinie ist ein Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft ergänzt worden. 

Die Entwicklung und der Verbund naturraumtypischer Lebensräume und Landschaftsbe-

standteile soll in diesen Gebieten durch eine biotopangepasste Nutzung, Bewirtschaftung 

und Pflege besonders gefördert werden.  

Diesem Ziel dient die im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahmenplanung entsprechend 

der Ausführungen im Umweltbericht und südlich der Bahn die Ausführungsplanung zur 

Anlage der Entwässerungseinrichtungen. 

 

Auszug Maßnahmenblatt 16, Umweltbericht 
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Zur Berücksichtigung der tatsächlichen Gegebenheiten im Rahmen der Fortschreibung des 

Regionalplans:  

 

RPM 2010 südlich L 3129    RPM-Entwurf 2022 südlich L 3129 

 

Hinsichtlich der im Regionalplan Mittelhessen 2010 dargestellten Vorbehaltsgebiete Land-

wirtschaft und für besondere Klimafunktionen ist die Darstellung im Bereich nördlich der 

Landesstraße im Bereich Vorranggebiet Siedlung Bestand bereits an die vorliegende städ-

tebauliche Planung angepasst. Das Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen ist in 

dem nunmehr an den Ortsrand herangezogenen Vorranggebiet Regionaler Grünzug auf-

gegangen: 

 

  RPM 2010 nördlich L 3129    RPM-Entwurf nördlich L 3129 
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Die Siedlungsentwicklung der Kommunen soll schwerpunktmäßig in den Vorranggebieten Sied-

lung Bestand und in den Vorranggebieten Siedlung Planung stattfinden, die in der Regel nur 

am zentralen Ort dargestellt sind. Für das Grund-/Unterzentrum Pohlheim ist Watzenborn-

Steinberg als zentraler Ort festgelegt.  

Die Darstellung von Siedlungszuwachsflächen ist für Watzenborn-Steinberg und den Stadtteil 

Garbenteich erfolgt. In Hausen enthält der Regionalplan Vorbehaltsgebiete für die Landwirt-

schaft mit einer Entwicklungsmöglichkeit bis zu 5 ha und im Regionalplan-Entwurf die Darstel-

lung VRG Siedlung Bestand für den plangegenständlichen Teil. Entsprechend der kommunalen 

Entwicklungsvorstellungen erfolgt die Bereitstellung von Siedlungszuwachsflächen grundsätz-

lich in den Bereichen, die sich in städtischem Besitz befinden.  

Gemäß Ziel 5.2-1 umfassen die in der Plankarte ausgewiesenen VRG Siedlung Bestand und 

Planung die bestehenden Siedlungen und die Standorte für notwendige neue Wohnbauflächen, 

gemischte Bauflächen etc. Vor der Ausweisung neuer Siedlungsflächen ist der Bedarf jedoch 

vorrangig innerhalb der VRG Siedlung Bestand zu decken. Dafür sind gemäß Ziel 5.2-5 RPM 

2010 zunächst die vorhandenen Flächenreserven in Bebauungsplänen und den „unbeplanten 

Innenbereichen“ darzustellen sowie ihre Verfügbarkeit und Entwicklungsfähigkeit aufzuzeigen.  

Die letzten in der Stadt in 2018/2019 in Kraft getretenen Bebauungspläne 

 

im Bereich Oberweg IV   und Hausen-Ost Nord 

beinhalten in der Summe 23 Bauplätze, die innerhalb kürzester Zeit vollständig verkauft und 

bis zum Zeitpunkt der Planaufstellung bebaut worden sind. Hier bestehen mithin keinerlei Flä-

chenreserven.  
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Neben dem in der Stadt vorhandenen, ungeheuren Nachfragedruck liegt dies in erster Linie in 

dem städtischen Bemühen, über vertragliche Klärung sicherzustellen, dass auf absehbare Zeit 

hin keine Baulücken durch z.B. Flächenbevorratung für nachfolgende Generationen entstehen. 

Zwar sind in älteren Bebauungsplänen vereinzelt unbebaute Grundstücke enthalten, auf die 

wegen der Besitzverhältnisse aber keine Zugriffsmöglichkeit gegeben ist. Vergleichbar ist die-

ser Zustand mit Flächen innerhalb der unbeplanten Innenbereiche. Gerade im Zusammenhang 

mit größeren, zusammenhängenden rückwärtigen Grundstücksteilen scheitern Überlegungen 

zu städtebaulichen Verdichtungen in der Regel an nachbarlichen Belangen und nicht zuletzt 

auch an den Vorgaben z.B. der städtischen Stellplatzsatzung. 

 

Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten 

und Gemeinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verrin-

gerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung be-

stimmt worden. § 1 Abs. 5 BauGB sieht zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung 

vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vor-

schriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in 

Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 

genutzter Flächen begründet werden soll; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 

Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäude-

leerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

Für Bauleitplanungen zum Zwecke der Entwicklung von Siedlungsflächen bedeutet dies, dass 

in den Begründungen darzulegen ist, dass die Gemeinden Bemühungen unternommen haben, 

vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung 

zu untersuchen und auszuschöpfen. 

In Pohlheim werden seit mehreren Jahren und mit Beginn 2020 in besonderem Maße Grund-

stücke und ältere Gebäude in jedem baulichen und sonstigen Zustand von privat zu teilweise 

horrenden Preisen aufgekauft, freigemacht und neu bebaut. Die Stadt selbst hat in diesem 

Umfeld praktisch keine Chance zur eigenen Mobilisierung von Baulücken, Brachflächen und 

Leerständen. Deren Erfassung und dauerhafte Fortschreibung in Form eines Katasters erfolgte 

und erfolgt innerhalb des Zeitraums der Planaufstellung. In diesem Rahmen wird auch ermit-

telt, inwieweit bei den Eigentümern überhaupt Interesse und Bereitschaft an der Änderung 

eigentumsrechtlicher Verhältnisse vorhanden ist. Bislang hat die Stadt trotz aller eigenen Be-

mühungen keine weitere Handhabe zur Mobilisierung bestehender Baulücken, die für die Re-

alisierung von Bauvorhaben verfügbar wären. 

Die Nachfrage nach Bauland ist in jedem Fall sehr hoch und kann über den für jedes potenzielle 

Baugebiet separat aufgelegten Bauplatzerwerbernachweis ermittelt werden: 
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Muster für den städtischen Fragebogen zum Grundstückserwerb 

Für das geplante Baugebiet Hausen-Ost Süd liegen derzeit knapp 600 dieser Bögen in der 

Stadt vor. Alle Bewerber werden hinsichtlich noch vorhandenen Interesses nochmals ange-

schrieben und bei positiver Rückmeldung in ein offizielles Bauplatzvergabeverfahren übernom-

men. Zur Verhinderung künftiger Baulücken beinhalten die Verträge mit den Käufern verbind-

liche Rückabwicklungsklauseln für den Fall, dass das jeweilige Grundstück nicht innerhalb eines 

bestimmten Zeitraums, in der Regel max. 5 Jahre, nicht bebaut ist. 

 

Weitere Erfordernisse der Raumordnung 

Für Hausen als Stadtteil ohne VRG Siedlung Planung nach Regionalplan ist die Siedlungstätig-

keit auf die Eigenentwicklung der ortsansässigen Bevölkerung beschränkt und kann, falls in 

den VRG Siedlung Bestand keine Flächen mehr zur Verfügung stehen, am Rande der Ortslagen 

in den VBG für Landwirtschaft bedarfsorientiert, bis zu max. 5 ha realisiert werden (vgl. Ziel 

5.2-4 RPM 2010).  

Da mit der vorgelegten Planung – zusätzlich zu dem bereits realisierten Bauabschnitt Hausen-

Ost Nord mit 0,9 ha – neue Siedlungsflächen im Umfang von weiteren insgesamt rd. 5 ha 

ausgewiesen werden, wird der maximale Eigenentwicklungsbedarf des Stadtteils überschrit-

ten.  
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Dies wurde seitens des Regierungspräsidiums auch bereits im Rahmen des Planaufstellungs-

verfahrens 2008/2009 festgestellt. Demzufolge ist seinerzeit mit Datum vom 10.06.2009 eine 

Vereinbarung zwischen der Stadt Pohlheim und der Oberen Landesplanungsbehörde getroffen, 

die eine bedarfsorientierte Realisierung des gesamten Bereichs Hausen-Ost in drei bis vier 

Bauabschnitten zur Sicherung der Eigenentwicklung des Stadtteils Hausen ermöglicht. Laut 

dieser Vereinbarung erfolgt eine Freigabe des nächsten Bauabschnittes erst dann, wenn auf 

mind. 60 % des vorherigen Abschnittes gebaut wird. Dieser Nachweis ist durch die vollständige 

Bebauung des seinerzeitigen 1. Bauabschnitts Hausen-Ost Nord erfüllt. 

Die weitere Inanspruchnahme des geplanten Geltungsbereichs erfolgt demnach in Form von 

mindestens 2 in der Plankarte dargestellten Bauabschnitten, um eine bedarfsorientierte Ent-

wicklung zu gewährleisten.  

Darüber hinaus wird eine an die aktuelle Planung angepasste neue Vereinbarung zwischen der 

Stadt Pohlheim und der Oberen Landesplanungsbehörde abgeschlossen, welche Anzahl und 

Abgrenzung der Bauabschnitte sowie die jeweilige Freigabe regelt. 

Der maximale Wohnsiedlungsflächenbedarf beträgt im Zeitraum von 1.1.2018 bis 31.12.2035 

lt. Berichtsvorlage für die Regionalversammlung Mittelhessen zur Neuaufstellung des Regio-

nalplans (Dokument Nr. 2021/117372 vom 29.1.2021) für die Stadt Pohlheim 43 ha bei einem 

Dichtewert von 23 Wohneinheiten je ha nach Landesentwicklungsplan. 

Vorliegend handelt es sich um eine geplante Baufläche, innerhalb derer in der Summe bis zu 

ca. 200 Wohneinheiten und damit über 40 Wohneinheiten je ha realisiert werden können. Der 

landesplanerische Orientierungswert wird mit dieser Planung übertroffen. 

Den verbindlichen Aussagen der Regional- und Landesplanung wird vorliegend Rechnung ge-

tragen. Auch splitterhafte Siedlungsentwicklungen und disperse Siedlungsstrukturen werden 

mit der Planung ausgeschlossen. 

 

Mit den Vorgaben des Regionalplans Mittelhessen 2010 wird auch für den nicht-zentralen 

Stadtteil Hausen auf Grundlage des erkennbaren Bedarfs eine Siedlungsentwicklung ermög-

licht, die 

- im Rahmen der Innenentwicklung nicht umzusetzen ist und 

- bei der das Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft nicht durch Vorranggebietsausweisun-

gen des Regionalplans überlagert wird und 

- die über den Flächennutzungsplan ohne ausschließende Konkurrenz durch städtebauli-

che, verkehrliche, denkmal- und landschaftspflegerische, landwirtschaftliche sowie um-

welt- und naturschutzfachliche Belange vorbereitet ist. 
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3.2 Flächennutzungsplan 

 

Das Plangebiet im wirksamen Flächennutzungsplan 

Die Fläche nördlich der L 3129 ist als Wohnbaufläche-Planung dargestellt. Die Anbindung des 

Plangebiets an diese die beiden Ortslagen umgehende Landesstraße war vor rund 2 Jahrzehn-

ten wegen noch nicht abgeschlossener Untersuchungen hierzu von der Genehmigung des Flä-

chennutzungsplans ausgenommen worden.  

Der Bereich südlich der derzeitigen Anbindungsstelle des Stadtteils Garbenteich an die Lan-

desstraße ist südlich der Garbenteicher Straße als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt, 

und zwischen Bahn und Lückebach befindet sich eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. 

Die Bereiche für die aktuellen natur- und artenschutzrechtlichen Flächenfestlegungen sind im 

Flächennutzungsplan als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt 

Aus diesem Grund und wegen der erforderlichen Flächenbereitstellung für infrastrukturelle 

Einrichtungen in den Bereichen Verkehr und Wasserwirtschaft ist eine Änderung des Flächen-

nutzungsplans vorzunehmen, die parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans durchgeführt 

wird. 
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3.3 Städtebauliche und planerische Konzeption 

Die Stadtentwicklung ist grundlegend orientiert an 

- den naturräumlichen Gegebenheiten der Stadt Pohlheim, 

- bauplanungsrechtlich verbindlichen Vorgaben und 

- den Zielen der Raumordnung und Landesplanung. 

 

Das bereits in den 80er Jahren beschlossene Stadtentwicklungsgutachten ist dahingehend um-

gesetzt worden, dass für die drei südlichen Stadtteile Dorf-Güll, Grüningen und Holzheim die 

Eigenentwicklung und für die drei nördlichen Stadtteile Garbenteich, Hausen und Watzenborn-

Steinberg das Ziel des Zusammenwachsens umgesetzt ist und auch weiterverfolgt wird. 

 

Dieses städtebauliche Leitbild spiegelt sich in der Anordnung der Flächen zur Befriedigung 

der Grundbedürfnisse 

- Wohnen 

- Arbeiten 

- Gemeinbedarf 

im Norden von Pohlheim in geradezu idealtypischer Weise wider:  

 

 
 

Um die bestehende zentrale Anordnung von Handel und Dienstleistung, Gesundheit, Betreu-

ung, Bildung, Sicherheit, Gemeinbedarf im Bereich „Neue Mitte“ herum ist die Entwicklung von 

drei größeren Flächen für die Wohnnutzung in den Bereichen „Oberweg“, „Friedensstraße“ und 

„Hausen-Ost“ mit Ergänzung um kleinere zentrale Flächen in den Bereichen „Waldeck“ und 

„Neumühle“ vorgesehen.  

Die Flächen für die Standortsicherung und -entwicklung von Gewerbe und Industrie liegen 

randlich an der BAB A 5 östlich und südlich Garbenteich sowie beiderseits entlang der Gießener 

Straße nördlich Watzenborn-Steinberg.  
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Die Trennung aller Bereiche voneinander erfolgt durch lokal wirkungsvolle und regional be-

deutende Grünzüge. Die Verkehrsinfrastruktur ist ohne zusätzliche Zerschneidungseffekte an 

den historischen Gegebenheiten orientiert. 

Hieraus wird die planerische, städtebauliche Konzeption zur Bewältigung der anstehenden Ent-

wicklungen ersichtlich 

- bedarfsgerechte Erschließung von Neubauflächen bei gleichzeitiger Prüfung der Mög-

lichkeiten im Bestand zu Gunsten einer stabilen Bevölkerungsentwicklung, 

- Stärkung des Standorts Pohlheim für Gewerbe und Arbeitsplätze, Handel und Dienst-

leistungen, 

- Sicherung einer attraktiven Infrastruktur für Betreuung, Bildung und Gesundheit, 

- Optimierung von Funktionsbeeinträchtigungen in Verkehrsbereichen und 

- Entwicklung der Qualitäten des Pohlheimer Naturraumes. 

Diese planerische Konzeption ist abhängig von der Ausdehnung und der Exposition des Plan-

gebiets und seiner Anbindungsmöglichkeiten an verkehrliche und ver-/entsorgungstechnische 

Infrastruktureinrichtungen.  

Eine der Voraussetzungen für die Realisierung des Gesamtgebiets ist die Aufteilung in einzelne 

Bauabschnitte und deren sukzessive Entwicklung. Dabei ist die Aufnahme der Formensprache 

angrenzender Bebauung von Bedeutung. Die vorwiegend zum Wohnen vorgesehenen Bereiche 

nördlich der L 3129 werden durch die Straße „Zur Lutherlinde“ mittig getrennt. Von hier nach 

Norden ist demnach ausschließlich eine Bebauung mit Einzel-/Doppel- und Reihenhäusern ge-

plant:  

 

Planausschnitt nördlich der „Lutherlinde“ 
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Nach Süden werden die Einzelgrundstücke um eine – wiederum am westlich gelegenen Be-

stand orientierte Bebauung mit Mehrfamilienhäusern und nach Osten zur freien Landschaft hin 

in der Form der Baukörper abgestuft als Wohnbaufläche dargestellt. In Ergänzung hierzu be-

stehen in dem folgenden Mischgebiet bis zur L 3129 hin neben einer Wohnbebauung Möglich-

keiten zur Ansiedlung von Kleingewerbe und Handwerk: 

 

Planausschnitt südlich der Lutherlinde 

 

Im Zuge der Planung zur Anbindung des Plangebiets an die L 3129 ist die Anlage eines Kreis-

verkehrsplatzes mit Anschluss an das regionale Verkehrsnetz ohne Beeinträchtigung der Orts-

lage vorgesehen. Die in die Planung aufgenommenen Bereiche südlich der Landesstraße re-

sultieren hauptsächlich aus infrastrukturellen Erfordernissen.  

 

Planausschnitt südlich der L 3129 bis zum Lückebach 
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Die Fläche zwischen der von der Hessischen Landesbahn betriebenen Bahnlinie und dem Lü-

ckebach ist für die erforderliche Regenwasserbewirtschaftung festgesetzt. Auf der verbleiben-

den Fläche lässt sich noch ein den hiesigen Ortsrand von Garbenteich abrundende Bebauung 

in Form eines dörflichen Wohngebiets mit ergänzenden naturschutzrechtlichen Ausgleichsflä-

chen realisieren, die sich auch beiderseits der Landesstraße im Osten des geplanten Kreisver-

kehrsplatzes finden. 

Großer Wert wird insgesamt auf den Anschluss an die Ortslage von Hausen wie auch die freie 

Feldflur mit fußläufigen Wegeverbindungen und der Einbindung in das Radwegenetz gelegt.  

Die Konzeption bildet demnach eine der wesentlichen Grundlagen für die im Bebauungsplan 

getroffenen und in der Begründung dargelegten Festsetzungen insbesondere zu dem an das 

Gelände wie auch das Orts- und Landschaftsbild angepasste Maß der baulichen Nutzung sowie 

zu den naturschutzrechtlichen und -fachlichen Erfordernissen. 

 

4 Verfahren und Verfahrensstand 

Der Bebauungsplan wird im 2-stufigen Regelverfahren aufgestellt. Die Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB wird unter Anwendung der Anlage 1 zum BauGB durchgeführt und bildet 

einen gesonderten Teil der Begründung zum Bebauungsplan.  

Die Stadtverordnetenversammlung hatte im Oktober 2007 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Auf-

stellung des aus dem Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungsplans beschlossen. Die 

zum Abschluss des Verfahrens 2009 beschlossene Satzung ist nicht zur Rechtskraft gelangt, 

da die Flächen bis in das Jahr 2021 nicht vollständig in Besitz der Stadt Pohlheim waren.  

Der nunmehr vorliegende Bebauungsplan ist gegenüber der alten Fassung vollständig überar-

beitet und an die geänderten rechtlichen wie auch die sonstigen planungsrelevanten Rahmen-

bedingungen angepasst worden.  

Die neuerliche Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand in Verbindung mit der 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

im Mai/Juni 2021 statt. 

Die öffentliche Auslegung der Planung mit nochmaliger Beteiligung der Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB erfolgt im Sommer 2022. 

Satzungs- und Feststellungsbeschluss sind für die Zeit unmittelbar nach der Sommerpause 

2022 vorgesehen. 

Wegen der gegenüber der Ursprungsplanung ergänzten Flächenfestsetzungen ist wie unter 

Pkt. 3.2 dargelegt, eine Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich, die im Parallelver-

fahren durchgeführt wird. 
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5 Städtebauliche Festsetzungen 

Zur Ausformung der Grundnormen des § 1 Abs. 5 BauGB und der in § 1 Abs. 6 BauGB aufge-

führten Planungsleitlinien sind zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung 

und Ordnung die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den 

Bebauungsplan aufgenommen. 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Orientiert an den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 

mehreren Kindern ist für das Plangebiet zum weit überwiegenden Teil ein in zwei Bauab-

schnitte geteiltes Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt, welches – seit 

über 50 Jahren bundespolitisches Ziel – auch der Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevöl-

kerung dient. 

Die allgemeinen Zulässigkeiten: 

- Wohngebäude und 

- nicht störende Handwerksbetriebe 

zielen ausschließlich auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung ab. 

Die nach Baunutzungsverordnung BauNVO ebenfalls allgemein zulässigen Nutzungen wie 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften  

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche sowie sportliche Zwecke und 

auch die nach § 4 Abs. 3 BauNVO zulässigen Ausnahmen: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen 

sind nach § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Gegenstand des Bebauungsplans, da sie nicht dem ange-

strebten Gebietscharakter und damit den Bedürfnissen der Bevölkerung dienen. 

 

In den als Mischgebiet (MI) festgesetzten Plangebietsteilen sind allgemein zulässig: 

- Wohngebäude, 

- Geschäfts- und Bürogebäude, 

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes, 
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- Sonstige Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 

Im Mischgebiet ist die Einrichtung von Verkaufsflächen nur für die Selbstvermarktung der im 

Mischgebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe zulässig, wenn die Verkaufs-

fläche einen untergeordneten Teil der durch die Betriebsgebäude überbauten Fläche einnimmt. 

In dem gem. § 5 a BauNVO als Dörfliches Wohngebiet festgesetzten Plangebietsteil muss die 

Nutzungsmischung der nach § 5 a Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen nicht gleichwertig 

sein. 

Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 

sind gem. § 5 a Abs. 3 BauNVO hier auch ausnahmsweise nicht zulässig 

Die vorgenommenen Ausschlüsse von Nutzungen dienen dem Ziel der Erhaltung und weiteren 

Entwicklung der städtebaulichen Qualität der geplanten Wohn- und Mischbauflächen. 

Zur Art der baulichen Nutzung gehört auch die Berücksichtigung kriminalpräventiver Aspekte 

im Zuge der Planumsetzung. Ziel ist hierbei die Schaffung sicherer Lebensräume für alle Nut-

zergruppen. Die kriminalpolizeiliche Beratungsstelle bietet demzufolge auch für den Bereich 

Städtebau die Prüfung der Planung unter präventiven Gesichtspunkten an.  

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Entsprechend der Einteilung des Plangebiets in die unterschiedlichen Gebietskategorien ist das 

Maß der baulichen Nutzung wie folgt in der Nutzungsschablone festgesetzt:  

 

 
 

- Es besteht aus der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl, der Zahl der 

zulässigen Vollgeschosse und wird ergänzt um Festsetzungen zur Höhenent-

wicklung baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Trauf- und Firsthö-

hen.  
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Dieses für die einzelnen Wohn- und Mischgebietsabschnitte unterschiedlich fest-

gesetzte Maß entspricht dabei im Wesentlichen dem jeweilig angrenzenden Er-

scheinungsbild der Ortslage insbesondere hinsichtlich der zulässigen Vollge-

schosse und der Höhenentwicklung. Damit dient es in seiner Gesamtheit einer 

positiven Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds, wozu auch die nächste 

Festsetzung zählt, die an dem Geländeverlauf orientiert ist und ein in sich ho-

mogenes Bauen mit sich bringt: 

- Als Bezugspunkt für die zulässige Höhe gilt die Oberkante der Erschließungs-

straße in der Grundstücksmitte. Maßgeblich sind die ausgebauten, ansonsten 

die geplanten Höhen der öffentlichen Verkehrsflächen. Bei durch zwei Straßen 

erschlossenen Grundstücken gilt die niedrigergelegene Straße als Bezugspunkt. 

Hinsichtlich der Ermittlung der Geschossfläche ist eine ergänzende Modifizierung der Mit-

rechnung von Aufenthaltsräumen nach § 20 Abs. 3 Satz 2 BauNVO wie folgt aufgenommen: 

- Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind ausnahmsweise Aufenthaltsräume 

in anderen als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppen 

und einschließlich ihrer Umfassungswände auf die Geschossflächenzahl nicht 

anzurechnen.“ 

Mit dieser Festsetzung soll der Dachgeschossausbau wie auch der Kellergeschossausbau 

aus wohnungsbaupolitischen Gründen erleichtert werden, was wiederum den Bedürfnissen 

der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit mehreren Kindern entgegenkommt. 

Im Sinne einer maßvollen Verdichtung und zur Wahrung des jeweiligen Gebietscharakters 

ist ergänzend nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB die Zulässigkeit von Wohneinheiten für die 

einzelnen Bauabschnitte wie folgt festgesetzt: 

- Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets WA 1, WA 2 und des dörflichen 

Wohngebiets MDW sind maximal 3 Wohneinheiten je Einzel-/bzw. Doppel-/Rei-

henhaus zulässig, 

- Im Bereich des WA 3 sind pro Gebäude maximal 14 Wohneinheiten zulässig. 

 

Für die Baugebietsteile WA 3 und MI gilt zudem, dass hier nur Gebäude errichtet werden 

dürfen, bei denen mindestens 20 % der Wohnungen die baulichen Voraussetzungen für 

eine Förderung mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung erfüllen. Hiermit wird der 

Leitvorstellung in § 1 Abs. 5 BauGB „sozialgerechte Bodennutzung“ Rechnung getragen, 

indem die vorliegende Bauleitplanung die Bedürfnisse breiter Schichten der Bevölkerung 

berücksichtigt. 
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5.3 Bauweise, Baugrenzen 

Die Bauweise berührt verschiedene städtebauliche Belange. Neben der Gestaltung des Orts-

bilds und der Steuerung der Bebauungsdichte hat der Plangeber die Sicherstellung einer hin-

reichenden Belüftung und Belichtung sowie sonstige nachbarliche Belange zu beachten. Die 

festgesetzte Bauweise ist nur für bauliche Hauptanlagen relevant. 

Für die Wohn- und Mischbauflächen ist insgesamt die offene Bauweise festgesetzt. Eine Länge 

der Gebäude von mehr als 50 m ist danach nicht zulässig (§ 22 Abs. 4 BauNVO). 

Zulässig sind Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser, in den Bereichen WA 3 und MI erfolgt ergän-

zend die Zulässigkeit des Baus von Mehrfamilienhäusern. 

Mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen werden die städ-

tebaulichen Ziele Gestaltung des Ortsbilds, Erhaltung von Freiflächen, Beschränkung der Ver-

siegelung sowie Steuerung der kleinklimatischen Verhältnisse verfolgt. Ein Zurückbleiben hin-

ter der Baugrenze ist zulässig, ebenso wie geringfügige Überschreitungen.  

5.4 Verkehrliche Erschließung 

Der Standort Hausen ist sehr gut in das regionale und das überregionale Verkehrsnetz ein-

gebunden: 

 

Lage des Geltungsbereichs im Raum (Darstellung pgs) 
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Der zentralen Lage mitten in Deutschland entsprechend bestehen über direkt angrenzende 

Landes- und Bundesstraßen sowie die Deutsche Bahn Verbindungen in alle Richtungen.  

Zur umfassenden Nutzung dieser Standortgüte ist als wesentlicher Bestandteil der vorliegen-

den Planung die bauplanungsrechtliche Vorbereitung eines Kreisverkehrsplatzes im Zuge der 

L 3129 als neue Anbindung an die Landesstraße vorgesehen, worüber die guten Verbindungs-

möglichkeiten gesichert werden können. Im Bebauungsplan erfolgt hierzu eine informelle Dar-

stellung einer unverbindlichen Innenaufteilung der geplanten Verkehrsflächen, Kreisverkehrs-

platz, Fahrbahnen, Rechtsabbieger, Fuß-/Radwege, Brückenbauwerk. 

Die endgültig verbindliche Festlegung der Linienführung/Ausgestaltung der Verkehrsführung 

im Bereich der Verkehrsflächen des klassifizierten Straßennetzes erfolgt auf Grundlage der mit 

Hessen Mobil abgestimmten Entwurfsplanung. 

Zu dieser Entwurfsplanung gehört auch die Darstellung von Fuß- und Radwegeverbindungen 

entlang der L 3129 sowie von ggf. vorzusehenden Querungshilfen im Bereich des geplanten 

Kreisverkehrsplatzes, zu denen das Einvernehmen mit Hessen Mobil herzustellen ist. 

Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit des Straßennetzes ist auf Grundlage einer aktuellen Kno-

tenstromzählung für das Plangebiet eine Verkehrsabschätzung mit Verkehrsverteilung vorge-

nommen worden („Verkehrsuntersuchung zum Anschluss der Bebauung an die L 3129“, Prof. 

Norbert Fischer-Schlemm, Gießen, Oktober 2021). Hierin wurden die zu erwartenden Ziel- und 

Quellverkehrsstärken der Nutzungen des Plangebiets „Hausen-Ost Süd“ sowie des in die Un-

tersuchung einbezogenen geplanten Baugebiets „Hinter der Friedensstraße“ ermittelt. Dabei 

zeigt sich, dass der geplante Kreisverkehr sowohl in der morgendlichen als auch in der nach-

mittäglichen Spitzenstunde die gute Verkehrsqualität B aufweist. Rückstaus zu den benach-

barten Knotenpunkten sind dabei ausgeschlossen. 

Der Umbau des vorhandenen Knotens der L 3129 erfolgt auf Grundlage des mit Hessen Mobil 

abgestimmten Straßenentwurfs. Die im Zusammenhang mit dem Knotenausbau und der An-

bindung des Plangebiets entstehenden Kosten sind von der Stadt zu tragen. Über die techni-

schen und rechtlichen Einzelheiten ist vor Baubeginn zwischen der Stadt Pohlheim und Hessen 

Mobil eine Vereinbarung zu schließen. 

Hinsichtlich des zu berücksichtigenden Anbauverbots ist entlang der freien Strecke der L 3129 

in einem 20 m breiten Streifen ab dem befestigten Fahrbahnrand eine Bauverbotszone fest-

gesetzt, an die sich die 20 m breite Baubeschränkungszone anschließt. 

Mit Blick auf die Verkehrssicherheit dürfen die Sichtbeziehungen im Verlauf der L 3129 und der 

geplanten Anlagen durch Pflanzenaufwuchs, Böschungen und Ausstattungselemente nicht ein-

geschränkt werden. Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf nicht in die Entwässerungs-

anlagen der Landesstraße oder die Straßenparzelle eingeleitet werden.  

Die Blendung oder Ablenkung durch Verkehrsteilnehmer durch Solar- und Photovoltaikanlagen, 

Fassadenoberflächen, Werbeanlagen sowie Außen- und Fahrzeugbeleuchtungen im Plangebiet 

ist auszuschließen. 
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Eigenen Straßenplanungen von Hessen Mobil steht die vorliegende, kommunale Bauleitpla-

nung nicht entgegen. 

Die Dringlichkeit der Umsetzung der geplanten Maßnahmen zur Anbindung des Plangebiets an 

die Landesstraße wird auch aus sicherheitstechnischen Gründen ersichtlich. Anwohner haben 

seit geraumer Zeit schon eine provisorische Fußwegeverbindung von den südlich der L 3129 

gelegenen Haltepunkten des Öffentlichen Personennahverkehrs zur bestehenden Bebauung 

hin geschaffen. In Verbindung mit der auf der Landesstraße derzeit nicht eingeschränkten 

Geschwindigkeit führen die Querungsvorgänge zu erheblichen Gefährdungen: 

 

Provisorisch angelegter Fußweg von der Ortslage zur L 3129 

 

Die Anbindung des Plangebiets an die Ortslage von Hausen erfolgt im nördlichen Teil über die 

Straße „Zum Hombiegel“, zentral über die Straße „Zur Lutherlinde“ und im Süden über die 

„Breslauer Straße“, die alle drei hierfür straßenbautechnisch ausgelegt sind. 

Südlich der Landesstraße besteht eine Verbindung zwischen Hausen und Garbenteich im Zuge 

der „Garbenteicher Straße“. Zum Erreichen der Flächen für die Rückhaltung und Versickerung 

von Niederschlagswasser erfolgt im Zuge der Straße „Am Lückebach“ die Querung der Bahnli-

nie im Bereich des aktuell modernisierten und den sicherheitstechnischen Anforderungen ent-

sprechend ausgebauten Bahnübergangs.  

Südlich hiervon besteht eine befestigte Zuwegung als Dienstweg zu den Flächen für die Rück-

haltung und Niederschlagswasser zum Bau und zur Unterhaltung der hier vorgesehenen Anla-

gen und Maßnahmen. 
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Baugebietsintern sind an zwei Stellen in der Mitte und im Süden der geplanten Wohn- und 

Mischbauflächen im Plangebiet private Stellplätze festgesetzt, die ergänzend auch zur Einrich-

tung von Ladeinfrastruktur für elektrisch betriebene Fahrzeuge genutzt werden können: 

 

Planausschnitt südlich der Straße „Zur Lutherlinde“ bis zur Landesstraße L 3129 

Die innere Erschließung folgt in ihrer Gesamtheit dem planerischen Konzept. Gute Verbin-

dungsmöglichkeiten für den Radverkehr und den fußläufigen Verkehr sind mit der Anbindung 

an das entsprechende örtliche und regionale Netz gegeben. Haltestellen für den Öffentlichen 

Personennahverkehr bestehen aktuell in der Ortslage von Garbenteich und Hausen jeweils in 

fußläufiger Entfernung. 

5.5 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Zusammengefasst lässt sich festhalten, dass sich das Bauordnungsrecht mit dem „Wie“ des 

Bauens beschäftigt. Sinn und Zweck ist dabei die Gefahrenabwehr sowie die Sicherung ästhe-

tischer, sozialer und klimatischer Aspekte. 

Die Gestaltungssatzung trifft Aussagen zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen, zur Ge-

staltung von Einfriedungen und zur Begrünung von baulichen Anlagen und der Gestaltung von 

Grundstücksfreiflächen. Sie gewährleistet damit die Entwicklung eines weitgehend homogenen 

Baugebiets und unterstützt die Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild. 

Da insbesondere die Fragen der Gestaltung ständig wechselnden Vorstellungen und ästheti-

schem Empfinden unterliegen, erfolgt eine Beschränkung der Festsetzungen auf das aus Grün-

den des Umweltschutzes erforderliche Maß.  
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Zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen: 

- Für die Hauptgebäude sind Sattel-, Walm- und Pultdächer mit einer Dachneigung bis 

45o sowie Flachdächer zulässig, für Nebenanlagen und Garagen sind abweichende 

Dachformen und -neigungen zulässig. 

- Staffelgeschosse sind im Bereich des allgemeinen Wohngebiets nicht zulässig. 

- Die äußere Gestaltung von Doppel- und Reihenhäusern ist in Form, Material und Farbe 

aufeinander abzustimmen. 

Zur Gestaltung von Einfriedungen: 

- Einfriedungen sind ausschließlich in gebrochener Form (z.B. Drahtgeflecht, Stabgitter, 

Streckmetall, Holzlatten) in Verbindung mit einheimischen, standortgerechten Rank- 

bzw. Schlingpflanzen oder als selbständige Laubhecke zulässig bis zu einer Höhe von 

max. 2,0 m über Geländeoberkante. 

- Einfriedungen müssen einen Mindestbodenabstand von 15 cm einhalten, Mauersockel 

sind unzulässig. 

Zur Gestaltung der Grundstücksfreiflächen: 

- Nicht überbaute Grundstücksfreiflächen sind zu mindestens 30% mit einheimischen, 

standortgerechten Bäumen und Sträuchern entsprechend der Pflanzenliste zu bepflan-

zen. 

- Stellplätze für Abfallbehälter sind zu umbauen oder mit Laubgehölzen einzugrünen. 

- Großflächig mit Stein, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren Materialschüttun-

gen bedeckte Flächen, in welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungs-

element sind und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergär-

ten), sind unzulässig. Stein- oder Kiesschüttungen, die dem Spritzwasserschutz unmit-

telbar am Gebäude oder der Versickerung von Niederschlagswasser dienen, bleiben 

hiervon unberührt. 

6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

6.1 Eingriffsminimierende Maßnahmen 

Im Jahr 2011 empfahl der Bundesrat, bis zum Jahr 2025, spätestens 2030, den Flächenver-

brauch auf Netto-Null zu reduzieren. Aktuell, im Jahr 2021, sind wir mit 56 Hektar täglich weit 

davon entfernt. Ein Kurswechsel, bei dem bis zur kommunalen Ebene verbindlich geregelt wird, 

wie die Flächenreduktion schrittweise erreicht wird, ist überfällig. Weiterhin bedarf es einer 

grundlegenden Novellierung veralteter Vorschriften (BauNVO, TA Lärm, TA Luft), wodurch 

Aufstockungen von Gebäuden und stärkere Mischnutzungen ermöglicht würden. 
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Der Siedlungsbereich ist der zentrale Ort des Zusammenlebens von Mensch und Natur. Auf 

engstem Raum prallen unterschiedliche Interessen aufeinander. Städte und Gemeinden sind 

für den Menschen Wohn-, Lebens- und Arbeitsort. Für Tiere und Pflanzen steht ein reichhalti-

ges Mosaik an verschiedensten Lebensräumen zur Verfügung. Deshalb ist es umso wichtiger, 

in Siedlungen für alle Nutzer tragbare Lösungen zu entwickeln, die ein nachhaltiges Miteinan-

der möglich machen. Ein Umdenken auf unterschiedlichen Ebenen, Innovationen und gesetz-

liche sowie planerische Änderungen schaffen den erforderlichen Rahmen dafür. 

Durch die Umsetzung der Planung können die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 

Landschaftsbild erheblich und/oder nachhaltig beeinträchtigt werden. Die Realisierung der Pla-

nung verursacht Eingriffe in Natur und Landschaft. 

Die Planungsträgerin als Eingriffsverursacher ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidung) oder den mit dem Eingriff verfolgten 

Zweck mit möglichst geringen Beeinträchtigungen zu erreichen (Minimierung). Unvermeidbare 

Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus-

zugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen).  

An eingriffsminimierenden Maßnahmen ist vorgesehen: 

- Rad- und Gehwege, Garagenzufahrten, Hofflächen und PKW-Stellplätze sind in 

wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen. Die Befahrbarkeit für Rollstuhlfah-

rer und Rollatoren ist zu gewährleisten. 

- Zur Außenbeleuchtung sind nur Leuchten mit warmweißen LED-Lampen oder 

Natriumdampf-Hochdrucklampen mit UV-armen Lichtspektren und geschlosse-

nem Gehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, zulässig. 

6.2 Der Umweltbericht 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durch-

geführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und 

unter Anwendung der Anlage 1 zum BauGB in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 

werden. 

Der Umweltbericht ist Teil der Begründung und nimmt an den vorgeschriebenen Verfahren 

teil. Die für die Abarbeitung der Eingriffsregelung notwendigen zusätzlichen Inhalte sind in den 

Umweltbericht integriert. 

Nach Planungsstand Juni 2022 sind zusammengefasst folgende Maßnahmen vorgesehen: 

Vermeidungsmaßnahmen 

- Die Baufeldfreimachung und Fällung von Gehölzen erfolgen außerhalb der Brut-

, Fortpflanzungs- und Vegetationsperiode und unter Berücksichtigung einer 

möglichen Zwischenquartiernutzung durch Fledermäuse im Zeitraum vom 1. 

Oktober bis 28. Februar. Vor der Rodung im Winterhalbjahr ist durch einen 

Fachgutachter zu überprüften, ob potentielle Winterquartiere von 
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Fledermäusen (Baumhöhlen) betroffen sind und diese tatsächlich besetzt sind. 

Falls Individuen der geschützten Arten angetroffen werden, ist in Absprache mit 

der zuständigen Naturschutzbehörde, eine fachgerechte Umsiedlung der Tiere 

vorzunehmen. Ein stabiler Bauzaun ist am Westrand des geplanten Baugebietes 

vor Beginn der Baufeldräumung zu errichten. 

- Im Vorfeld der Baumaßnahmen ist eine fachgerechte Umsiedlung der Zau-

neidechse in das zuvor geschaffene, zeichnerisch festgesetzte Ersatzhabitat 

vorzunehmen (Einzäunung, Abfangen, Umsiedeln, Flächenkonditionierung in 

Ersatzfläche). 

- Durchführung einer fachgerechten Vergrämung des Dunklen Wiesenknopf-

Ameisenbläulings durch regelmäßige Mahd aller in Anspruch genommenen Wie-

senknopfbestände. 1. Mahd zwischen dem 1. und 10. Juni, danach regelmäßige 

Mahd im zweiwöchigen Rhythmus bis zur letzten Mahd zwischen dem 1. Und 

15. August. Insgesamt 6 Mahdtermine. 

- Ergänzende qualifizierte Fachbauleitung zur Gewährleistung eines schonenden 

Umgangs mit Boden, Natur und Landschaft, einschließlich der Vermeidung nicht 

erforderlicher Eingriffe und der Minimierung von Beeinträchtigungen im Rah-

men der Bautätigkeit. 

 

CEF-Maßnahmen 

- Pro bei der Rodung und Baufeldfreimachung verloren gegangenem potentiellem 

Habitatbaum werden 3 Fledermauskästen – bei potentiell verloren gehenden 

Höhlenbäumen 3 Nistkästen fachgerecht installiert. Die genaue Anzahl der Käs-

ten wird nach der Baumhöhlenkontrolle und Dokumentation durch eine fach-

kundige Person festgelegt. Zur Sicherstellung der kontinuierlichen ökologischen 

Funktion werden je vorhandenem Höhlenbaum jeweils drei Fledermauskästen 

vor Eintreten des Verlustes im Bereich des Kuhbergs, Gemarkung Hausen, Flur 

2, Flurstück 3 installiert. 

- Zur Verbesserung der Nahrungsbedingungen und der Erweiterung von Lebens-

räumen erfolgt die Extensivierung von Dauergrünland und die Anlage von Grün-

land aus Acker für die Feldlerche und die Anlage strukturierter Blühstreifen für 

das Rebhuhn im Bereich der mit Nummer 3 und 4 festgesetzten Flächen ent-

sprechend der Beschreibung der Maßnahmen im Umweltbericht. 

- Für den Verlust derzeit besiedelter Entwicklungs- und Ruheräume der Zau-

neidechse sind auf lokaler Ebene im Bereich der zeichnerisch festgesetzten Flä-

chen 1 bis 3 gezielte Maßnahmen zur Optimierung und Neuschaffung von Ha-

bitaten der Art entsprechend der Beschreibung der Maßnahme im Umweltbe-

richt vorzunehmen. 
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Ausgleichsmaßnahmen 

- Im Südosten des Plangebietes sind westlich und östlich der neu entstehenden 

Zufahrt zum Baugebiet „Hinter der Friedensstraße“ im Bereich der südlich der 

L 3129 mit A1 festgesetzten Flächen zwei Feldgehölze anzulegen, dauerhaft zu 

erhalten und zu pflegen. Am östlichen Rand des Baugebietes, im Übergang zum 

Straßengehölz auf der Böschung nördlich der L 3129 ist ein Feldgehölz anzule-

gen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen (A1). Das östlich an die geplante 

Fuß-/Radwegverbindung nach Garbenteich bestehende Feldgehölz ist zu erhal-

ten.  

- Im Bereich der mit A2 und A3 festgesetzten Flächen Entwicklung einer arten-

reichen Glatthaferwiese mittels Durchsaat, Übersaat oder Frässaat entspre-

chend der Beschreibung der Maßnahmen im Umweltbericht. 

- Im Bereich der Plankarte 2 Entwicklung einer artenreichen Extensivweide mit 

Magerrasenanteil durch Gehölzentnahme und Wiedereinführung einer regelmä-

ßigen Beweidung entsprechend der Beschreibung der Maßnahmen im Umwelt-

bericht. 

 

Im Bereich der Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen ist als Maßnahme zur Eingrünung der im Osten des Plangebiets neu ent-

stehende Ortsrand auf einer Länge von insgesamt ca. 400 m mit autochthonen Strauch- und 

Baumarten entsprechend der in den Bebauungsplan aufgenommenen Pflanzenliste zu bepflan-

zen.  

Zuordnung 

Die festgesetzten Vermeidungs-, CEF- und Ausgleichsmaßnahmen werden dem Plangebiet in 

ihrer Gesamtheit zugeordnet. 

7 Immissionsschutz 

Das Plangebiet wird im Verlauf der L 3129 durch Verkehrsgeräuschimmissionen belastet. Auf 

den südlich gelegenen Bauabschnitt wirken zudem die Geräuschimmissionen der bestehenden 

Bahnlinie. Zur Beurteilung der immissionsschutzrechtlichen Belange ist daher die Vorlage einer 

Schallimmissionsprognose erforderlich geworden. 

Die schalltechnische Untersuchung des Bebauungsplangebiets erfolgte durch das Schalltech-

nische Büro A.Pfeifer „Immissionsberechnung 4799“ vom 17. Januar 2022 und zeigt, dass die 

Verkehrsgeräusche im Plangebiet zur Tag- und Nachtzeit teilweise Überschreitungen der Ori-

entierungswerte der DIN 18005 in dem an die Landesstraße angrenzenden Bereich ergeben 

(diese Werte stellen anzustrebende Zielwerte, aber keine Grenzwerte dar). Die Grenzwerte der 

16. BImSchV werden nachts an einigen Punkten um 1-2 dB überschritten. 
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Der erforderliche Schallschutz wird an der südlichen Grenze des Mischgebiets durch passive 

Maßnahmen sichergestellt. Schutzbedürftige Aufenthaltsräume (Wohn-, Arbeits- und Schlaf-

räume) sind hier zur lärmabgewandten Seite, Abstellräume, Küche und Badezimmer zur lärm-

belasteten Seite hin zu orientieren. 

Die Dimensionierung von passiven Schallschutzmaßnahmen an Gebäuden ist in der grundsätz-

lich bindenden Norm DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ beschrieben. Zum Schutz gegen 

Außenlärm werden dort Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen von 

Aufenthaltsräumen gestellt. Der Nachweis des Schallschutzes gegen Außenlärm ist im Bauge-

nehmigungsverfahren zu führen. 

Zur Visualisierung der ermittelten Schallpegelverteilung ist die nachfolgende Abbildung zu se-

hen, die Grenzwerte der 16. BImSchV betragen dabei bei Mischgebieten tags 64 dB(A) und 

nachts 54 dB(A): 
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Als Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist auf dieser Basis im Be-

bauungsplan festgesetzt: 

„An der Südseite der Gebäude im Mischgebiet sowie der Gebäude im Wohngebiet, die an das 

Mischgebiet direkt angrenzen, sind schutzbedürftige Räume (Wohn-, Schlaf- und Arbeits-

räume) durch geeignete Grundrissgestaltung zur lärmabgewandten Seite hin zu orientieren. 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens muss der Nachweis über den ausreichenden 

Schallschutz als Bestandteil der Bauantragsunterlagen geführt werden.“ 

8 Klimaschutz 

Am 1. November 2020 ist das „Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung Erneuer-

barer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden“ (Gebäudeenergiegesetz – GEG) 

in Kraft getreten. In diesem Gesetz sind die bis dahin geltenden Regelungen des Energieein-

sparungsgesetzes (EnEG), der Energieeinsparverordnung (EnEV) – das Energieeinsparrecht 

und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG) in einem Gesetz zusammenge-

fasst worden. 

Die energetischen Anforderungen an Neubauten sind dabei zunächst beibehalten worden, was 

vor allem für die Schaffung von dringlich benötigtem bezahlbarem Wohnraum von Bedeutung 

ist. Mit Blick auf die bundespolitischen Ziele des Klimaschutzes wird jedoch eine Weiterent-

wicklung der energetischen Anforderungen notwendig, ohne die wohnungsbaupolitischen Ziele 

außer Acht zu lassen. 

Zur anteiligen Nutzung Erneuerbarer Energien im Neubau wird die Bauherrschaft durch die 

Bestimmungen des GEG verpflichtet. Hierfür vorgesehen ist die Nutzung von 

- Solarthermie, 

- Wärmepumpen, 

- Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen wie die Brennstoffzellenheizung sowie 

- Fern- und Abwärme. 

Diese Nutzungspflicht kann nach GEG künftig auch durch die Nutzung von Biogas, Biomethan 

oder biogenem Flüssiggas in einem Brennwertkessel erfüllt werden. 

Als eine Unterstützung für Projekte und Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel gibt 

es die „Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung von kommunalen Klimaschutz- und Klima-

anpassungsprojekten sowie von kommunalen Informationsinitiativen“, wonach u.a. Privatei-

gentümer bei der Haus- und Hofbegrünung unterstützt werden können. 

Festsetzungen zum Klimaschutz in Bebauungsplänen kommt wegen derzeit noch fehlender 

Entscheidungen zu deren rechtlichen Wirkungen aktuell noch eine untergeordnete Rolle zu. 

Der für den Bebauungsplan verbindliche und abschließende Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB 

sieht grundsätzlich die Möglichkeit der Festsetzung einer Versorgungsfläche vor, wodurch aber 
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noch kein Anschluss- und Benutzerzwang geregelt ist. Die Planungsträgerin hat die Möglich-

keit, dies über eine kommunale Satzung zu regeln. 

Dies gilt denn auch für die Gestaltungssatzung, die aber die eigenen Wünsche der Bauherr-

schaft beschränken kann und damit in die grundrechtlich geschützte Eigentumsgarantie ein-

greift.  

Über § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB kann für Gebiete festgesetzt werden, dass bei der Errichtung 

neuer Gebäude auch Maßnahmen erfolgen, die den Einsatz erneuerbarer Energien ermögli-

chen. Im Bebauungsplan ist dahingehend festgesetzt, dass die Solarmindestfläche zur Nutzung 

der einfallenden solaren Strahlungsenergie mindestens 30% der nutzbaren Dachflächen der 

Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb des gesamten Geltungsbereichs des Bebauungs-

plans beträgt. Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon 

beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden 

Die vorliegend getroffene Festsetzung einer Nutzung der solaren Strahlungsenergie insbeson-

dere durch Photovoltaik wird unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse aufgenommen. 

Ersatzweise können anstelle von Photovoltaikmodulen zur Belegung der Solarmindestfläche 

auch ganz oder teilweise Solarwärmekollektoren vorgesehen werden.  

Damit bestehen für die jeweilige Bauherrschaft Handlungsspielräume bei der technischen und 

wirtschaftlichen Ausgestaltung einer Solarpflicht. (Diese Empfehlung basiert auf einer Muster-

Festsetzung der Kanzlei KLN Wetzlar in Zusammenarbeit mit der Klimaschutz- und Energie-

agentur Niedersachsen und dem Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz.) 

Ergänzend oder alternativ hierzu sollten angemessene Regelungen zum Klimaschutz und zur 

Nutzung, Einsparung und Speicherung von erneuerbaren Energien in zivil-rechtlichen Verträ-

gen getroffen werden, wobei auch hier eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit und der Wirt-

schaftlichkeit vorzunehmen ist.  

Die Pflicht der Bauherrschaft zur Errichtung und zum Betrieb entsprechender Anlagen ist je-

doch bis zum heutigen Tag noch umstritten und höchsterrichtlich nicht geklärt.  

Demzufolge sollten angemessene Regelungen zum Klimaschutz und zur Nutzung, Einsparung 

und Speicherung von erneuerbaren Energien ergänzend in zivil-rechtlichen Verträgen getroffen 

werden, wobei auch hier eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit vor-

zunehmen ist. 

Im Klimaschutzkurzkonzept der Stadt Pohlheim aus 2019 ist festgelegt, dass der Endenergie-

verbrauch um 50 % und die CO2-Emissionen um 95 % gegenüber 1990 reduziert werden 

sollen. In der Zwischenzeit hat die Bundesregierung das Ziel auf 2045 vorgezogen (Klima-

schutzgesetz August 2021) Nicht nur aus diesem Grund sollten Neubauten mit Blick auf die 

Zukunft klimaneutral errichtet werden. Da sie auch noch 2050 zum Gebäudebestand zählen, 

sollten sie schon jetzt mit hohen Effizienzstufen gebaut werden. Umfassende Sanierungen und 

Nachrüstungen und damit verbundene Mehrkosten zur Erreichung der Klimaneutralität 2050 

lassen sich so vermeiden.    
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Die Stadt Pohlheim nimmt für das Baugebiet Hausen-Ost Süd an der hessischen Förderung 

und dem Programm zur Erkundung der geothermischen Potentiale in neuen Siedlungsgebieten 

teil. Die Bohrung selbst soll unmittelbar unterhalb der Straße „Zur Lutherlinde“ am nördlichen 

Rand des WA 3 erfolgen.  

Nach den Fachdaten des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie stellt 

sich der überplante Bereich als hydrogeologisch günstig dar, eine Erdwärmenutzung ist aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht zulässig. 

9 Ver- und Entsorgungsleitungen 

Im Plangebiet dargestellt ist die Führung unterirdischer Hauptversorgungsleitungen in Form 

der parallel zur Landesstraße verlaufenden  

- Ferngasleitung, die  

- Hauptwasserleitung des Zweckverbands Mittelhessische Wasserwerke und die  

- örtlichen Abwassersammelleitungen des Eigenbetriebs Wasserwerke Pohlheim 

sowie  

- die überörtliche Abwassersammelleitung des Wasserverbands Kleebach (im 

freien Gelände sind diese Trassen im Bereich von 3 m beiderseits der Rohrachse 

absolut freizuhalten). 

Insbesondere die vorgesehenen Umbaumaßnahmen im Zuge der L 3129 bedürfen umfassen-

der Abstimmungen mit den Versorgungsträgern, zu denen mit unterirdischen Versorgungslei-

tungen auch die Mittelhessen Netz GmbH gehört.  

10 Wasserwirtschaft, Grundwasserschutz 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung ist sichergestellt. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich 

die in der Plankarte als Hauptwasserleitung dargestellte Leitung des Zweckverbands Mittelhes-

sische Wasserwerke (ZMW). Beiderseits der Rohrachse sind innerhalb eines insgesamt 4 m 

breiten Schutzstreifens keine den Bestand oder den Betrieb der Leitung gefährdenden Maß-

nahmen oder Einrichtungen zulässig. 

Für die Absicherung der Lage und Unterhaltung der Hauptwasserleitung sind außerhalb öffent-

licher Verkehrsflächen auf den betreffenden Flurstücken des Bebauungsplans zugunsten des 

ZMW beschränkte persönliche Dienstbarkeiten im Grundbuch einzutragen. Bei notwendig wer-

denden Lageänderungen im Zusammenhang mit der verkehrlichen Erschließung des Plange-

biets sind umfassende und frühzeitige Abstimmungen mit allen Erschließungsträgern erforder-

lich, um die Leitungseinordnung innerhalb öffentlicher Flächen festzulegen. 

Die örtliche Wasserverteilung und -speicherung erfolgt durch den Eigenbetrieb Wasserwerke 

Pohlheim. Für die Erweiterung des Trinkwasserversorgungsnetzes befindet sich eine Erschlie-

ßungsplanung in Arbeit. 
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Löschwasserversorgung 

Brandschutzeinrichtungen werden grundsätzlich nach Vorgaben von Brandschutzgutachten, 

der Feuerwehr und der Baugenehmigungen ausgeführt. Die Abstimmungen hierzu erfolgen 

mit dem Kreisausschuss, Kreisbrandinspektor.  

Generell gilt: 

- Die Löschwassermenge ist über einen Zeitraum von 2 Stunden vorzuhalten. 

- Hydranten als Löschwasserentnahmestellen dürfen nicht mehr als 120 m vom Gebäude 

entfernt sein. 

- Der Fließdruck der Hydranten muss mind. 1,5 bar betragen. 

- Alternativ können Löschwasserzisternen oder Löschwasserteiche zur Sicherstellung der 

Löschwasserversorgung herangezogen werden. 

- Der erforderliche Löschwasserbedarf liegt im Bereich von 800 bis 1.200 l/min, die Was-

serleitungen sind als Ringleitungen auszuführen. 

 

Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines festgesetzten Wasserschutzgebiets. Ein Heilquellen-

schutzgebiet ist nicht vorhanden. 

 

Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 

Amtlich festgestellte Überschwemmungsgebiete werden durch das Vorhaben nicht berührt. 

Entlang des im Süden das Plangebiet begrenzenden Lückebachs ist die Einhaltung eines 10 m 

breiten gesetzlichen Gewässerrandstreifens festgesetzt.  

 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Maßnahmen zur Versickerung sind im Bebauungsplan als textlicher Hinweis in der Plankarte 

enthalten. Hier wird ergänzend auf die unmittelbar geltenden Vorschriften des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) und des Hessischen Wassergesetzes (HWG) verwiesen. 

Das auf Dachflächen anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist in Zisternen aufzufangen 

und als Brauchwasser in Garten und Haushalt zu verwenden. Das in Zisternen gesammelte 

Regenwasser ist aufgrund seines zu erwartenden Keimgehaltes als Brauchwasser für das Be-

wässern von zum Verzehr geeigneten Pflanzen nur bedingt geeignet. Das Fassungsvermögen 

der Zisterne soll mindestens 25 Liter/m² projizierte Dachfläche betragen. Eine Dachbegrünung 

ist als Alternative zum Zisternenbau zulässig. 

Ist eine Zisternennutzung nicht möglich, soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt 

oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
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eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Wasserhaus-

haltsgesetz WHG vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist. 

 

Abwasserbeseitigung 

Nur das anfallende Schmutzwasser aus dem Plangebiet wird über das Ortsnetz des Eigenbe-

triebs Wasserwerke Pohlheim in die Anlagen des Wasserverbands Kleebach eingeleitet werden, 

die Entwässerung erfolgt demnach ausschließlich im Trennsystem. Die verbandseigenen 

überörtlichen Entwässerungsanlagen des Wasserverbands bestehen aus dem sog. Lückebach-

sammler, verschiedenen Schachtbauwerken und einem Entlastungskanal zum Lückebach. 

Daneben bestehen die verbandseigenen Entwässerungsanlagen (Sammelleitungen für Abwas-

ser, Anschlussleitungen und Schachtbauwerke) des Eigenbetriebs Wasserwerke Pohlheim 

(EWP) und auch noch private Anschlussleitungen im Bereich der Garbenteicher Straße, die ggf. 

im Zuge der Erschließung des Dorfmischgebiets entlang der Straße „Am Lückebach“ zu verle-

gen sind. 

Die im Bebauungsplan festgesetzte Fläche für die Rückhaltung und Versickerung von Nieder-

schlagswasser enthält entsprechend der nachfolgenden Abbildung eine geplante Regenrück-

haltung und ein unterhalb geplantes Regenüberlaufbecken:  

 

Lageplan zur Entwässerung (HSI-Ingenieure) 
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Die vorgesehenen Volumina betragen für die Regenrückhaltung 800 cbm und für das geplante 

Regenüberlaufbecken ca. 500 cbm. Die weitergehenden Abstimmungen zu dieser Planung sind 

im Verlauf des Aufstellungsverfahrens in Gang. 

11 Boden, Bergbau 

Nachsorgender Bodenschutz 

Der Stadt liegen keine Kenntnisse über Betriebsstilllegungen oder bisher nicht erfasste ehe-

malige Deponien im Plangebiet oder seiner näheren Umgebung vor. 

Zur Sicherheit ist in den Bebauungsplan der Hinweis aufgenommen, dass beim Auftreten 

schädlicher Bodenveränderungen Anzeige an das zuständige Dezernat des Regierungsprä-si-

diums Gießen zu erfolgen hat. 

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Das Schutzgut Boden wird gemäß der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbe-

langen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen sowie der Arbeitshilfe 

zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden im Umweltbericht ausführ-

lich beschrieben und im Hinblick auf die vorliegende Planung bewertet. 

Durch Ausnutzung der abschließenden Festsetzungsmöglichkeiten für den Bebauungsplan hat 

die Stadt Pohlheim die nach § 9 Abs. 1 BauGB möglichen Festsetzungen für den vorsorgenden 

Bodenschutz nutzbar gemacht: 

- Nr. 1: Art und Maß der baulichen Nutzung, 

- Nr. 2: Festsetzung der überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflä-

chen, 

- Nr. 3: an die Höchstmaße der BauNutzungsverordnung BauNVO angepasste 

Orientierungswerte für die Nutzungsintensität der Grundstücke, 

- Nr. 15: öffentliche Grünflächen, 

- Nr. 20 und 25: Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern auf öffentlichen Grünflächen und privaten Grund-

stücksflächen. 

Für diese bodenschutzbezogenen Festsetzungen, Kennzeichnungen und Erläuterungen in der 

Begründung bildet die vorgenommene, hinreichende Bestandserfassung und Bewertung des 

Schutzgutes Boden die Grundlage für die bodenschutzrelevante Entscheidungsfindung. 

Während der Bauzeit und darüber hinaus sind zum Schutz des Bodens folgende Vermeidungs- 

und Minderungsmaßnahmen zu ergreifen: 
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- Bei Erdarbeiten auf den bisherigen Ackerflächen sind Ober- und Unterboden ge-

trennt auszuheben, fachgerecht zu lagern und - wo möglich - wieder einzubauen (s. 

DIN 18915, DIN 19731). Oberbodenmieten dürfen maximal 2 m hoch sein. 

- Wo möglich, sollte der gewachsene Ackerboden in späteren Grünflächen unverän-

dert belassen werden. Er ist dann in geeigneter Weise gegen Befahren mit schweren 

Maschinen oder andere Beeinträchtigungen zu schützen. 

- Überschüssige Bodenmassen sind vorzugsweise zur Bodenverbesserung auf 

schlechteren landwirtschaftlichen Flächen zu nutzen. Selbige sind dem Bodenviewer 

Hessen zu entnehmen. 

- Nasse Oberböden dürfen nicht befahren werden. 

- Dauerhaft zwischengelagerter Boden (> 1 Monat) ist in geeigneter Weise abzude-

cken oder zu begrünen. 

- Von stark belasteten / befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden abzutragen. 

Die empfohlene ökologische Baubegleitung umfasst auch eine bodenkundliche und arten-

schutzrechtliche Baubegleitung. 

Ihre Aufgaben sind im Kern: 

- -Ansprechpartner für die Bauverantwortlichen in Bezug auf alle mit dem Natur- und 

Artenschutz verbundenen Fragen. Dazu gehört auch die Einweisung von Bauverant-

wortlichen und deren Mitarbeiter in die artenschutzrechtlichen Notwendigkeiten und 

Erfordernisse und die Dokumentation der Absprachen. 

- Ansprechpartner für die unteren Naturschutzbehörde. Dazu gehört auch die Infor-

mation der UNB im Falle des Auftretens zuvor planerisch nicht erkennbarer und 

gelöster Konflikte und deren einvernehmliche Lösung. 

- Organisation und Umsetzung ggf. erforderlicher zusätzlicher Konfliktlösungen. 

- Sicherstellung und Dokumentation der Umsetzung aller Vermeidungsmaßnahmen; 

- Bauzeitliche Überprüfung von potenziell relevanten Strukturen sowie gegebenenfalls 

Organisation und Umsetzung von Maßnahmen zur Tierrettung und Umsiedlung und 

deren Voraussetzungen. 

Eine Empfehlung zur Durchführung einer bodenkundlichen Baubegleitung steht für künftige 

Bauherrschaften bei der Stadt zur Verfügung, Info-Blätter und Merkblätter werden durch das 

Dezernat 41.4 beim Regierungspräsidium Gießen bereitgehalten. 

Nach § 202 BauGB gilt direkt, dass Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung bauli-

cher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben 

wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen ist. 

 

Bergbau 
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Der Geltungsbereich liegt im Gebiet von zwei erloschenen Bergwerksfeldern, in denen das 

Rohstoffvorkommen nachgewiesen wurde. Informationen über Art und örtliche Lage der Nach-

weise liegen nicht vor. 

Bei Baumaßnahmen im Bereich des Bebauungsplans ist auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu 

achten; ggf. sind entsprechende bauliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 

12 Altablagerungen und Altlasten 

Gemeinden und öffentlich-rechtliche Entsorgungspflichtige sind verpflichtet, die ihnen vorlie-

genden Erkenntnisse zu Altflächen dem HLNUG so zu übermitteln, dass die Daten im Bodenin-

formationssystem nach § 7 Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz HAltBodSchG erfasst 

werden können. Auch die Untersuchungspflichtigen und Sanierungsverantwortlichen sind ver-

pflichtet, die von ihnen vorzulegenden Daten aus der Untersuchung und Sanierung der ver-

fahrensführenden Behörde zu übermitteln.  

Nach den hierzu erfolgten Recherchen ist festzustellen, dass sich im Planungsraum keine ent-

sprechenden Flächen befinden. 

Zur Sicherheit wird festgesetzt, dass wenn im Zuge der Bauarbeiten Anhaltspunkte für das 

Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen wahrgenommen werden, diese unverzüglich beim 

zuständigen Dezernat des Regierungspräsidiums angezeigt werden müssen. 

Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung 

von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand: 1.9.2018) zu beachten. Hierin sind Informationen im 

Hinblick auf eine ordnungsgemäße Abfalleinstufung, Beprobung, Trennung und Verwer-

tung/Beseitigung von Bauabfällen enthalten. 

13 Denkmalschutz 

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung gibt es keine Hinweise auf das mögliche Vorkommen ar-

chäologisch relevanter Bodenfunde. Unabhängig von den Ergebnissen gilt folgender Hinweis: 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so sind sie gem. § 21 HDSchG dem 

Landesamt für Denkmalpflege (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der unteren Denk-

malschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 21 Abs. 

3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten 

und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

14 Kampfmittel 

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung gibt es keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampf-

mitteln, die geräumt werden müssten. 
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Anlagen und Gutachten 

- Verkehrsuntersuchung zum Anschluss der Bebauung an die L 3129 (Prof. Norbert Fi-

scher-Schlemm, Gießen, Oktober 2021) 

- Schalltechnische Untersuchungen (Schalltechnisches Büro A. Pfeifer, Ehringshausen, 

Januar 2022) 

- Umweltbericht mit landschaftspflegerischem Planungsbeitrag (Planungsgemeinschaft 

Landschaft Ökologie Naturschutz, Pohlheim, Juni 2022) 

- Faunistisches Gutachten und  

- Artenschutzrechtliche Prüfung ASP (Büro für angewandte Faunistik und Monitoring, 

Fernwald, April 2022) 

 

 

Pohlheim und Linden, im Juni 2022 


